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Rechte oder Werte?

Thomas Hobbes (1588-1679)

Anfang Jahr hat sich Robert Spae-
mann, emeritierter Professor für
Philosophie an der Universität
München, in der NZZ kritisch zur
in Europa beobachtbaren Tendenz
geäussert, den Staat als Ge-
sinnungs- und Wertegemeinschaft

zu verstehen. Allenthalben
ertöne der Ruf nach Werten:
"Sogar die Kirchen empfehlen sich
der Gesellschaft weniger durch den

Anspruch, den geoffenbarten Willen
Gottes kundzutun und die Auferstehung

von den Toten zu bezeugen, als
durch das Angebot, die Gesellschaft
durch 'Wertevermittlung' und durch
'Wertorientierung' der Jugend zu
stabilisieren." Spaemann befürchtet,
dass diese "Grundwerte" im Begriff
seien, die "Grundrechte" zu unter-
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laufen, anstelle des Gesetzesgehorsams

drohe die Pflicht, sich zu
bestimmten Werten zu bekennen. Er

dokumentiertseineTheseanhand von
vier Beispielen:

Am Sektenbegriff, diesem negativ
besetzten Begriff, der eigentlich aus dem
Sprachgebrauch der Kirchen stammt,
und der in die politische Sphäre
übernommen worden ist. " Jeder Zusam-
menschluss von Bürgern auf Grund
gemeinsamer Überzeugungen muss
dem Staat gleich gelten, solange er
nicht gegen die für alle geltenden
Gesetze verstösst oder zu solchem
Verstoss auffordert. Das aber ist leider
nicht mehr der Fall. Sekten werden
unterstaatliche Beobachtung gestellt,
es wird von Staats wegen vor ihnen
gewarnt, und ihre Mitglieder werden
von öffentlichen Ämtern möglichst
ferngehalten." Dass der Staat etwas
gegen Sekten habe, bedeute, dass er
sich selbst alsWertegemeinschaft
verstehe. "Aber nun beginnt der staatliche

Arm von sich aus, sich eine
Zivilreligion zuzulegen. Die europäischen
Rechtsordnungen gründeten zwar
selbst in bestimmten Überzeugungen,
vor allem in der von der Würde der
Person, und eben deshalb verzichteten

sie darauf, Überzeugungen oder
deren Verwerfung zur Pflicht zu
machen. 'Nicht die Wahrheit, sondern
die Autorität macht das Gesetz', das

war die Konsequenz, die Thomas
Hobbes aus dem konfessionellen
Bürgerkrieg in Europa gezogen hatte. Die
mühsam erworbene Errungenschaft
des liberalen Rechtsstaats wird
wiederpreisgegeben, wenn der Staat sich

alsWertegemeinschaft versteht, auch

wenn es eine 'liberale'
Wertegemeinschaft ist, die Liberalismus als

Weltanschauung statt als Rechtsord¬

nungversteht. Die Sektenverfolgung
ist ein ziemlich sicherer Indikator für
die hier drohende Gefahr, die
Gefahreinesliberalen Totalitarismus. "

Als zweites Beispiel führt er die Ächtung

politischer Positionen durch
staatliche Institutionen: "Gefahr ist
im Verzug, wenn der Staat bis hin
zum deutschen Bundespräsidenten
diese Kundgebungen ("gegen rechts'
Anm. d. Rsd.) organisiert und ihnen
höhere Weihen gibt. Ausserdem ist
es ein Offenbarungseid staatlicher
Ohnmacht. Das Mittel des Staates

gegen Gesetzlosigkeit und Gewalt-
von Inländern gegen Ausländer und
von Ausländern gegen Inländer-ist
die Polizei. Darüber hinaus eine
staatsbürgerliche Erziehung, die den
Respekt vor rechten und linken
Positionen vermittelt und dieAblehnung
von Gewalt, wie immer diese sich

rechtfertigen mag. Der Staat als
'Bündnis gegen rechts' - das ist die
Wertegemeinschaft anstelle des
Staates, und hiermüssten die
Alarmglocken läuten."

Am Beispiel desUmgangsder EU mit
Österreich zeigt er auf, dass es auch
dort nicht um Rechte und deren
Verletzungen ging, sondern um
Werte: "Asylantenheime brannten
in Deutschland, Immigranten wurden

gejagt in Spanien, Neonazis
demonstrieren in Schweden, die britische

Regierung unterdrückte jahrelang

die Erforschung des Zusam-
menhangsder Rinderseuche mit der
Gehirnerkrankung von Menschen
und schleuste infiziertes Heisch auf
den Kontinent, und die Niederlande
rehabilitieren Schritt für Schritt -
nicht verbal, aber faktisch - die
nationalsozialistische Euthanasiepraxis
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